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In umseits rubrizierter Angelegenheit beehrt sich der Berufsverband 

Österreichischer Psychologinnen und Psychologen 

 

STELLUNGNAHME 
 
abzugeben: 

 

Der Berufsverband Österreichischer Psychologinnen und Psychologen weist darauf 

hin, dass Personen aus bildungsfernen Schichten und vor allem psychisch kranke 

und alte Personen aus menschenrechtlichen Überlegungen zwar einen 

Aufenthaltstitel erhalten können, die Integrationsvereinbarung aber möglicherweise 

nicht erfüllen können. Sie sind deshalb benachteiligt, weil sie weiterhin eine 

Beschäftigungsbewilligung benötigen würden, um arbeiten zu dürfen. Der Zugang 

zum Arbeitsmarkt würde dadurch massiv eingeschränkt werden. Daraus folgt, dass 

ältere, weniger gebildete und psychisch kranke Personen trotz langem Aufenthalts 

in Österreich an einer nachhaltigen Integration in Österreich gehindert werden 

würden. 

 

Der Berufsverband Österreichischer Psychologinnen und Psychologen regt deshalb 

an, für jene Personen, die nicht in der Lage sind, die Integrationsvereinbarung zu 

erfüllen, eine entsprechende Regelung vorzusehen.  

 

 

 

 

Wien, am  09. Jänner 2009 Berufsverband Österreichischer Psychologinnen 

und Psychologen 
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